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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium hat durch Erlaß vom 4. Juni 1926 — St. M. J. 7259 — 
dem Berufsſchuldirektor Georg Gloger in Stettin die Rettungsmedaille am Bande 
verliehen.» 


II. Allgemeine Berwaltungsangelegenheiten, 


Rundverfügung der Oberrechnungskammer vom 23. April 1926, betr. die äußere Form 
der Rechnungen und Belege. 


Über die äußere Form, in der die Rechnungen und Rechnungsbelege der Ober⸗ 
rechnungskammer vorzulegen ſind, wird zur Verminderung der ſächlichen Koſten unter 
Aufhebung aller beſtehenden Vorſchriften beſtimmt: 

1. Rechnungen und als Rechnungen zur Vorlage kommende Handbücher ſollen in 
einem Bande nicht mehr als 150 Bogen umfaſſen. Sie ſind haltbar einzubinden, 
wenn ſie einen Umfang von mehr als 30 Bogen haben; im übrigen genügt es, 
wenn ſie in ſtarke Aktendeckel geheftet ſind. Auf der vorderen Außenſeite des 
Deckels iſt jede Rechnung durch Angabe der rechnunglegenden Kaſſe, des 
Gegenſtandes und des Rechnungsjahrs kurz zu bezeichnen. 

2. Rechnungsbelege werden, gehörig nach ihrer Gattung geſondert, zu Heften 
vereinigt. Ein Heft ſoll nicht mehr als 200 Belege, die mit laufenden Zahlen 
zu verſehen ſind, enthalten und nicht ſtärker als 5 em ſein. Bei den Belegen 
iſt ein genügender, mindeſtens 1 em breiter Heftrand von der Schrift frei zu 
laſſen; iſt dies im Einzelfalle nicht geſchehen, ſo iſt ein Heftſtreifen anzukleben. 
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Bei dem Heften ſind die Belege, wenn angängig, nach unten gerade zu legen 
und leere Blätter, ſoweit tunlich, zu entfernen. Auf dem Heftdeckel oder Heft⸗ 
rücken oder einem vorgehefteten Blatte werden die Rechnung, zu der die Belege 
gehören, die Nummer des Beleghefts und die Nummern der darin enthaltenen 
Belege angegeben. 


3. Die dauernd oder länger als 5 Jahre aufzubewahrenden oder mit ſpäteren 
Rechnungen wieder vorzulegenden Rechnungsbelege ſowie die Unterlagen zur 
techniſchen Belegung der Ausgaben für Bauausführungen werden je für ſich mit 
Heftzwirn in Aktendeckel eingeheftet. 

4. Für alle übrigen Belege gilt folgendes: 

a) Die Beleghefte können in der Weiſe hergerichtet werden, daß die Belege 

im Heftrande an mehreren Stellen mit ſtarker Nadel durchſtochen (nicht 

gelocht) und mit einem hindurchgezogenen Bindfaden zuſammengeſchnürt 

werden, der nicht geknotet, ſondern mit einer Schleife gebunden wird. 

Derartige Hefte erhalten einen Aktenrücken aus altem Aktendeckelpapier, 

aber keinen Aktendeckel. 

Die Beleghefte können in der Weiſe hergerichtet werden, daß die Belege 

gelocht und in einfache Schnellhefter⸗Aktenmappen eingeordnet werden. 

Aus den Mappen werden die Belege nach ihrer Rückkunft von der Ober⸗ 

rechnungskammer entnommen und, in Bündel mit entſprechender Aufſchrift 

verſchnürt, aufbewahrt. Die Mappen ſind wiederum zur Sammlung und 

Vorlage der Belege für die ſpätere Rechnung zu verwenden. 

Die Beleghefte können, ſolange es bei den einzelnen Rechnungen von der 

Oberrechnungskammer zugelaſſen wird, auch in der Weiſe hergerichtet 

werden, daß die Belege an wenigſtens zwei Stellen ihrer Heftränder oder 

ihrer Heftſtreifen gelocht und bei jeder Lochung für ſich, alſo in Form 
eines Ringes, zuſammengeſchnürt und der Bindfaden mit einer Schleife 
befeſtigt wird. Satz 2 der Vorſchrift zu a iſt entſprechend anzuwenden. 


5. Ungeheftet in Bündeln ſind Belege an die Oberrechnungskammer nicht einzuſenden. 


6. Für die Juſtizverwaltung bewendet es bei den Vorſchriften unter I. C. der Rund⸗ 
verfügung vom 19. März 1923 (J 1342). 


b 


> 


G. 368. Oberrechnungskammer. 
———̃r̃̃ —.̃ ——. ˙ a a 
III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H., M. d. J. u. M. f. V. vom 18. Auguſt 1926 TIT 3340, 16 1669, V 9387 M. f. H., 
ID 1108 M. d. J., II 11 Nr. 726 M. f. V, betr. techniſche Grundſätze zur Mineralbl⸗ 
Verkehrs⸗Verordnung. 

Den Vorſchlägen des Mineralöl-Verkehrs⸗Ausſchuſſes entſprechend geben wir folgende 
Abänderungen der Grundſätze für die techniſche Durchführung der Polizei— 
verordnung über den Verkehr mit Mineralölen und Mineralölmiſchungen 
(Techniſche Grundſätze zur Mineralöl⸗Verkehrs⸗Verordnung) — ene I nee 
bekannt: a 

a) Die Überſchrift des Abſchnitts II erhält folgende Faſſung: 

„Zu den 88 5, 6 und 12 Abſ. (1) und (a).“ 

b) Im vorletzten Satze des Abſchnitts II. C. Abſ. (e) iſt ſtatt „feuerſichere“ zu ſetzen 
„feuerbeſtändige“. 

c) Im Abſchnitt III. B. Abſ. () iſt ſtatt „unverbrennlich“ zu ſetzen „feuerbeſtändig“. 

In demſelben Abſchnitt erhält der Schlußſatz des Abſatzes (9) folgende Faſſung: 

„Die Beſcheinigungen, die über dieſe und die unter C. 1 und 2 geforderten 
Prüfungen ausgeſtellt ſind, ſind aufzubewahren und.. N 
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d) Im Abſchnitt III. C. Abi. (1) find folgende Abänderungen erforderlich: Unterabſatz b) 
erhält am Schluß folgende Faſſung: 
ee und dieſer Probe mindeftens 24 Stunden lang auszuſetzen. Die 
Sachverſtändigen für die Vornahme dieſer Prüfung ſind vom Gewerberat an⸗ 
zuerkennen.“ 
Unter f) iſt am Schluß des dritten Satzes nach „abfließen“ einzuſchalten: „können“. 
Unter g) ſind im zweiten Satze die Worte „gleichmäßig verteilt“ zu ſtreichen, ebenſo 
im vorletzten Satze das Wort „Glyzerinverſchlüſſe“. 
e) Im Abſchnitt III C Abſ. (2) find folgende Abänderungen erforderlich: 
Buchſtabe e) erhält folgende Faſſung: 
ze) Die aus dem Tank und den Meßvorrichtungen ins Freie führenden 
Rohre, ebenſo wie die Fülleitung, Saugleitung und Waſſerzapfleitung 
ſind nach C. (1) g) auszuführen.“ 
Die beiden folgenden Sätze ſind zu ſtreichen. Sodann iſt fortzufahren: 
„Alle Sicherungen für die Lagerbehälter müſſen unter Flur ſo angeordnet 
ſein, daß ſie leicht nachgeſehen und gereinigt werden können und daß ſie 
im Falle eines Brandes vor Beſchädigung geſchützt ſind. Die Förderung 


der Pumpen muß bei einem Brande an der Zapfſtelle ſelbſttätig unter⸗ 
brochen werden.“ 


f) Im Abſchnitt IV. A. ſind folgende Abänderungen erforderlich: 
Zu Beginn des Abſatzes (6) iſt folgender Satz einzuſchalten: 
„An dem Behälter iſt ein Fabrikſchild anzubringen, das den Namen oder 
die Firma des Herſtellers, das Baujahr und die Fabriknummer ent⸗ 
halten muß.“ 
Abſ. (9) erhält folgende Faſſung: 

„Jeder Führer eines neuen Tankwagens muß im Dienſt die Ab. 
nahmebeſcheinigung über den von ihm geführten Wagen oder deren be⸗ 
glaubigte Abſchrift und eine Dienſtvorſchrift mit ſich führen.“ 

Abf. (10) erhält folgende Faſſung: 

„Vorrichtungen, die während des Füllens des Tanks dieſen mit 
der Erde leitend verbinden, müſſen vorhanden ſein und während des 
Füllens benutzt werden.“ 

g) Im Abſchnitt IV. B. ſind die bisherigen Nummern 1, 2 und 3 durch Einklammerung 
als Abſätze (1), (2) und (3) zu kennzeichnen. 
Abſ. (1) erhält folgende Faſſung: 

„Der Motor mit dem Vergaſer muß ſich vorn am Kraftwagen 
befinden. 

Motor, Kraftſtoffbehälter und Führerſitz müſſen von dem Haupt⸗ 
behälter (Tank) durch eine eiſerne oder hölzerne auf der Tankſeite mit 
Eiſenblech bekleidete Schutzwand getrennt ſein, die möglichſt tief hinab⸗ 
zuführen iſt.“ 

Im Abſ. (2) iſt im erſten Satz zwiſchen „erſt“ und „unter“ einzufügen „im all⸗ 
gemeinen“. 


Auf Anregung des Mineralöl⸗Verkehrs⸗Ausſchuſſes geben wir ferner für die An⸗ 
wendung der techniſchen Grundſätze noch folgende Richtlinien bekannt, die bis auf 
weiteres zu beachten ſind: 

a) Zu Abſchnitt III. C. Abi. (): 

1. Zu a): Die Beſcheinigung über die Beſchaffenheit des Bleches kann der Her⸗ 
ſteller des Tanks abgeben. 
2. Zu g) iſt auf Grund der bisher angeſtellten Verſuche folgendes zu bemerken: 
Davy⸗Siebe können in Zukunft nur dann zugelaſſen werden, wenn 
ſie ganz am Anfang der zu ſichernden Leitung angebracht ſind; außerdem 
werden ſie am Peilrohr weiterhin zu fordern fein (ſ. unten b Ziff. 4). 
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Kiestöpfe find bis auf weiteres nur mit mindeſtens folgenden Abmeſſungen 
zuläſſig: 

Innendurchmeſſer des Topfes etwa gleich dem vierfachen Innen⸗ 
durchmeſſer der zu ſichernden Leitung. Höhe der Kiesſchicht mindeſtens 
80 mm (beſſer mehr, da auch Kiestöpfe mit 80 mm hoher Füllung bei 
Verſuchen nicht immer genügt haben). Zur Füllung find gewaſchener 
Quarzkies von 5 bis 7 mm Korngröße oder Metallkörper entſprechender 
Abmeſſungen zu verwenden. — Die Kiestöpfe müſſen ſo angeordnet ſein, 
daß ihre Füllung leicht ausgewechſelt werden kann. Genaue Normen 
für Siebſicherungen, Kiestöpfe, Schutztöpfe mit anderen Füllungen (Metall⸗ 
kugeln, Raſchigringen, Metalldrahtbündeln u. dgl.) und Flüſſigkeitsverſchlüſſe 
werden nach Durchführung eingehender Verſuche in der Chemiſch⸗Tech⸗ 
niſchen Reichsanſtalt bekanntgegeben werden. 


3. Bezüglich des Blitzſchutzes von freiſtehenden Tanks iſt zum Schluß 
des Abſatzes (1) folgendes zu bemerken: 

Für Tanks, die unmittelbar auf gewachſenem Boden ſtehen, und 
deren Rohrleitung in die Erde verlegt iſt, ſind beſondere Blitzſchutzanlagen 
nicht erforderlich. Tanks, die auf beſonderen Fundamenten in einigem 
Abſtand über der Erdoberfläche ſtehen, müſſen beſondere Erdleitungen 
vom Querſchnitt der unverzweigten Leitungen erhalten“). 

Auch die an dieſe Tanks angeſchloſſenen Rohre ſind in Abſtänden 
von 10 bis 15 m durch beſondere Erdungsdrähte zu erden. Waſſer⸗ 
leitungen, die nicht weiter als 10 m von den Tanks entfernt find, ſollen 
zur Erdung mit benutzt werden“). 


b) Zu Abſchnitt III. C. Abſ. (. 


1. Unter Buchſtabe ): Die Roſtſchutzumhüllung des Tanks muß aus einer 
mindeſtens dreifachen Lage von Steinkohlenteer (Gudron) und Jutegewebe 
beſtehen. 

Um Verletzungen dieſes Überzuges zu verhüten, iſt zur Beſchüttung der 
Tanks nur ſteinfreier Sand zu verwenden. 

Die Beſcheinigung über die ordnungsmäßige Ausführung des Roſtſchutzes 
und der Erdung des Tanks kann der Herſteller der Anlage abgeben. Meſſung 
des Erdungswiderſtandes iſt nicht erforderlich. 

2. Zu Buchſtabe d) Unterabſatz 2: 


Die Tanks ſind vor ihrem Einbau in die Anlage, entweder im Werke 
des Herſtellers oder an der Bauſtelle einer Druckprobe mit 2 Atm. 
Überdruck zu unterziehen. Für die Ausführung und Beſcheinigung dieſer 
Prüfung können Ingenieure zuverläſſiger Herſtellerfirmen von dem zu⸗ 
ſtändigen Gewerberat anerkannt werden. 

Nach Fertigſtellung der Anlage iſt ihre ordnungsmäßige Beſchaffen⸗ 
heit und die Dichtheit ihrer unterirdiſch gelegenen Teile zu prüfen und zu 
beſcheinigen (Abnahmeprüfung). Der hierfür anzuwendende Probe⸗ 
druck muß den höchſten Betriebsdruck der Anlage um ½ Atm. überſteigen, 
mindeſtens aber 1 Atm. betragen. 

Als Sachverſtändige für dieſe Abnahmeprüfungen können an⸗ 
erkannt werden: 

Ingenieure der Dampfkeſſelüberwachungsvereine, 

höhere techniſch vorgebildete Beamte der Feuerwehren, 

ſelbſtändige unabhängige Ingenieure. 

Ferner hat ſich der Miniſter für Handel und Gewerbe bereit erklärt, 
eine beſchränkte Anzahl (etwa 6) unabhängiger ſelbſtändiger Ingenieure 
für das ganze preußiſche Staatsgebiet als Sachverſtändige für die Ab⸗ 
nahme von Straßentankanlagen anzuerkennen. 


g ) Vgl. die „Leitſätze über den Schutz der Gebäude gegen den Blitz“ in dem Heftchen „Der Blitz⸗ 
ſchutz“, herausgegeben 1924 vom Ausſchuß für den Blitzableiterbau. Geſchäftsſtelle: Berlin⸗Schöneberg, 
Hauptſtraße 161. 

*) Vgl, die „Richtlinien für den Anſchluß der Blitzableitungen an Waſſer⸗ und Gasleitungsrohre“ 
in dem in der vorherigen Fußnote erwähnten Heftchen „Der Blitzſchutz“. 
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Die Namen dieſer Ingenieure werden ſpäter mitgeteilt werden. 

Die Sachverſtändigen haben vor jeder Abnahmeprüfung die zuſtändige 
Ortspolizeibehörde und den Gewerberat unter Angabe von Zeit und Ort 
der Prüfung zu benachrichtigen. 

Für die Dichtheitsprüfungen muß der Herſteller oder Unternehmer 
an der Tankanlage einen Kontrollflanſch zur Befeſtigung des amt⸗ 
lichen Prüfungsmanometers anbringen, wie er im 8 14 Abſ. 2 der 
allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen für Dampfkeſſel vom 17. Dezem⸗ 
ber 1908 (Reichsgeſetzbl. 1909 Nr. 3) vorgeſchrieben iſt. 


3. Zu Buchſtabe e): 
Füllrohre müſſen bis nahe auf den Tankboden oder auf die Wan⸗ 
dungsſtelle, über der ſie münden, hinabreichen. 


4. Zu Buchſtabe h): 

Am unteren Ende des Peilrohrs iſt zur Sicherung gegen Flammen⸗ 
durchſchlag ein auswechſelbares Davy⸗Sieb aus nicht roſtendem Metall 
anzuordnen. Der Boden des Peilrohrs muß feſt ſein, damit er vom 
Peilſtab nicht durchſtoßen oder ſonſt beſchädigt werden kann. 


5. Zu Buchſtabe i): 

Die unterirdiſchen Tanks bedürfen für ſich keines beſonderen Blitz 
ſchutzes. Geſchloſſene Hallen mit Zapfſtellen über den Tanks ſind als 
beſonders gefährdete Gebäude nach A. II. d. 1 der „Leitſätze über den 
Schutz der Gebäude gegen Blitz“ zu betrachten und dementſprechend mit 
Blitzſchutzanlage zu verſehen. Mit dem Erdungsſyſtem dieſer Anlage ſind 
dann die Tanks leitend zu verbinden. Zur Ableitung der durch die 
Bewegung des ſtrömenden Benzins u. dgl. entſtehenden elektriſchen Auf⸗ 
ladung iſt an den Tank eine metalliſche Leitung vom Querſchnitt für 
unverzweigte Blitzableiterleitungen anzuſchließen. Dieſe Leitung endigt im 
Erdreich. Für die Verbindung und Verlegung der Leitungen gelten die 
für den Gebäudeblitzſchutz a. a. O. angegebenen Geſichtspunkte. 


6. Zu Buchſtabe ): 

Zapfſäulen müſſen einen genügenden Abſtand — im allgemeinen 
etwa 5m — von Fenſtern, Türen und ähnlichen Maueröffnungen haben. 

Straßenzapffäulen dürfen, ſofern die Verkehrspolizei keinen Wider⸗ 
ſpruch erhebt, auch am Rande des Bürgerſteiges oder an anderen geeigneten 
Stellen der Straße aufgeſtellt werden. Das Mineralöl darf nur durch 
einen Schlauch oder eine geſchloſſene Rohrleitung unmittelbar in die Kraft⸗ 
ſtoffbehälter der Kraftwagen abgegeben werden. Durch den Schlauch 
N uſw. wie bisher. 

c) Zu Abſchnitt IV. A.: 
1. Zu Abſ. (1): 

Der Tank iſt am Untergeſtell mittels Bügel oder angeſchweißter 
Laſchen zu befeſtigen, nicht mit Schrauben, die durch die Tankwandung 
hindurchgehen. 

2. Zu Abſ. (2): 

Die Dichtheit des Behälters kann durch das Lieferwerk beſcheinigt 

werden. 
3. Zu Abi. (3): 

Der ſichere Verſchluß der Deckel für Einſteigeöffnungen muß durch 
eine reichliche Zahl von Schrauben mit Muttern, die nur mittels Schrauben- 
ſchlüſſel gedreht werden können (nicht durch wenige Flügelmuttern), er⸗ 
olgen, 

55 Das außenliegende Abſchlußventil muß ſich unmittelbar unter dem 
inneren Abſchlußventil befinden. 

Die Gehäuſe der Außenventile und ihre Ableitungsrohre dürfen 
nicht aus Gußeiſen oder einem ähnlichen ſpröden Bauſtoff hergeſtellt ſein. 
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Füllrohre müſſen bis nahe auf die Stelle des Tanks, über welcher 
ſie münden, hinabgeführt werden. 

4. Zu Abſ. (9): 

Die Tankwagen müſſen ein widerſtandsfähiges Auffanggeſtell haben, 
das bei Rand⸗ und Achsbrüchen den Behälter und die unten liegenden 
Ventile, Rohrleitungen und dergl. vor Beſchädigung ſchützt. 

5. Zu Abf. (10): 

Aus Tankwagen ſoll in der Regel nur in unterirdiſche Tanks mittels 
geſchloſſener Rohrleitung abgezapft werden; daneben iſt bis auf weiteres 
das Abzapfen in geſchloſſene, nach Salzkottener Art geſicherte, d. h. auch 
mit Rückführung des Benzindampf⸗Luft⸗Gemiſches in den Wagentank ver⸗ 
ſehene Gefäße zuläſſig. Meßgefäße in der Abfülleitung der Tankwagen 
jollen aus widerſtandsfähigem Werkſtoff hergeſtellt und fo angeordnet 
ſein, daß ſie gegen äußere Beſchädigungen geſchützt ſind. 

Vorſchriftsmäßig gefüllte und leere Kannen dürfen am Tankwagen 
mitgeführt werden. 

d) Zu Abſchn. IV. B.: 

Außer dem unter A. 8 geforderten Handfeuerlöſcher iſt die Anord⸗ 
nung eines ſelbſttätigen oder durch einfachen Handgriff von außen her 
ſchnell und leicht zu betätigenden Vergaſerbrandlöſchers erwünſcht. 


Der Mintiter Der Miniſter 


. Der Miniſter des Innern. 5 
für Handel und Gewerbe. . für Volkswohlfahrt. 
J. A.: Gerbaulet. J. A.: Paetſch. J. A.: Conze. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 23. Auguſt 1926 Nr. V 10286, betr. Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes. 


Das Seeamt zu Hamburg hat durch ſeinen Spruch vom 16. Juli 1926, betreffend 
den Fiſchdampfer „Hans Pickenpack“, dem Steuermann des Dampfers „Dietrich“, Heinrich 
Remke, geboren am 10. März 1888 zu Bremen, Schiffer auf kleiner Fahrt, die Befugnis 
zur Ausübung des Gewerbes entzogen. 

Das Befähigungszeugnis des Genannten iſt ausgeſtellt in Schleswig am 17. März 1925. 


I. A. Blank. 
An den Herrn Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion — Stettin und die Herren Regierungs⸗ 


präſidenten in Königsberg i. Pr., Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Osnabrück, 
Aurich, Düſſeldorf, Köln. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 24. Auguſt 1926, Nr. III 8083, betr. Verordnung zur Ausführung 

des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 bei den dem Miniſter für 

Handel und Gewerbe unterſtellten Behörden, Schulen und Anſtalten vom 21. Juli 1926 
(GS. S. 222). 

Ich mache darauf aufmerkſam, daß bei der Veröffentlichung der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 24. Juli 1926 (HMBl. S. 180/181) ein Druckfehler unterlaufen iſt. 
In Art. 6 Abſ. 2 Zeile 1 (S. 181 des HMBl.) iſt zu ſetzen „31. März 1927“ ſtatt 
„31. Mai 1927". 

J. A.: Flatow. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die Ober⸗ 
bergämter, die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die 
Bergwerksdirektion Saarbrücken — Abwicklungsſtelle in Bonn —, die Herren Ober⸗ 
eichungsdirektoren und Eichungsdirektoren. 
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Betr. Wahl des Hauptbetriebsrats beim Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Nachſtehende Bekanntmachung des Hauptwahlvorſtandes zur Wahl des Hauptbetriebs⸗ 
rats beim Miniſterium für Handel und Gewerbe wird hiermit veröffentlicht. 

Die Vorſchlagsliſten find nach Abſchnitt B, Ziffer K der Wahlordnung vom 24. Juli 
1926 (SMBl. S. 181) ſpäteſtens 3 Tage vor der Wahl allen Wahlberechtigten durch Aus⸗ 
hang an geeigneten Stellen zugänglich zu machen. 

Berlin, den 31. Auguſt 1926. 


III 8594. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Abdruck überſende ich zur Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. 
J. A.: Flatow. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin, die Ober⸗ 
bergämter, die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin, die Bergakademie in Clausthal, die 
Bergwerksdirektion Saarbrücken — Abwickelungsſtelle — in Bonn, die Herren Ober⸗ 
eichungsdirektoren und Eichungsdirektoren. 


Bekanntmachung. 


Nachſtehend werden die gültigen Vorſchlagsliſten für die Wahl zum Hauptbetriebsrat 
zur Kenntnis der wahlberechtigten Arbeitnehmer gebracht. Gleichzeitig werden die für die 
Wahl erforderlichen Stimmzettel überſandt. Sollten die überſandten Stimmzettel nicht 
ausreichen, ſo können ſolche bei der Regiſtratur III des Miniſteriums für Handel und 
Gewerbe nachgefordert werden. 

Die gewählte Vorſchlagsliſte iſt auf dem Stimmzettel — wie bei der 
Reichstagswahl — durch ein Kreuz in dem neben dem Kennwort der Vor- 
ſchlagsliſte ſtehenden Kreis kenntlich zu machen. 

Die Wahlergebniſſe ſind mit der Niederſchrift und ſämtlichen auf die Wahl ſich 
beziehenden Schriftſtücke ſpäteſtens bis zum 12. Oktober 1926 dem Vorſitzenden des Haupt⸗ 
wahlvorſtandes zu überſenden. 


Berlin, den 31. Auguſt 1926. 


Der Hauptwahlvorſtand. 
Hartmann, Vorſitzender. 


Vorſchlagsliſte Nr. 1. 
Kennwort: Angeſtellte vom Oberbergamt Halle und der Bergreviere Oſt⸗ und Weſt⸗Halle. 


Spicker, Albert, Büroangeſtellter, Halle (Oberbergamt). 

Thielicke, Walther, Angeſtellter, Halle (Knappſchaftsoberverſicherungsamt). 
Ufermann, Walter, Büroangeſtellter, Halle (Bergrevier Oſt⸗Halle). 
Reichardt, Antonie, Kanzleigehilfin, Halle (Oberbergamt). 

Wende, Ernſt, Kanzleiangeſtellter, Halle (Knappſchafts⸗Oberverſicherungsamt). 
Polack, Wilhelm, Büroangeſtellter, Ammendorf bei Halle (Oberbergamt). 
Groſſe, Erich, Angeſtellter, Halle (Knappſchafts⸗Oberverſicherungsamt). 
Gandig, Gertrud, Büroangeſtellte, Halle (Bergrevier Weſt⸗Halle). 
Schlegel, Max, Büroangeſtellter, Halle (Oberbergamt). 


Vorſchlagsliſte Nr. 2. 
Kennwort: Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten. 


Hartmann, Guſtav, ſoz.⸗pol. Referent, Berlin (Handelsminiſterium). 
Koſſin, Paul, Büroangeſtellter, Aurich (Gewerbeaufſichtsamt Aurich). 
Grunau, Franz, Beirat, Breslau (Oberbergamt). 
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Baſſe, Auguſt, Geſchäftsführer, Magdeburg (Schlichtungsausſchuß Magdeburg). 
Kämmerling, Franz, Gewerbekontrolleur, Düſſeldorf (Gewerbeaufſichtsamt Düſſeldorf). 
Stephan, Kurt, Geſchäftsführer, Kiel (Schlichtungsausſchuß Kiel). 

Archner, Hermann, Büroangeſtellter, Breslau (Oberbergamt). 

Foerder, Otto, Gewerbeaufſichtsangeſtellter, Berlin (Gewerbeaufſichtsamt Berlin - Mitte). 
Siebenhüner, Paul, Gewerbekontrolleur, Hamburg (Gewerbeaufſichtsamt Altona). 


Vorſchlagsliſte Nr. 3. 


Kennwort: Freigewerkſchaftliche Liſte der Angeſtellten und Arbeiter (Zentralverband der 
Angeſtellten — Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter). 


Wachlin, Erich, Eichgehilfe, Berlin (Eichungs direktion). 

Müller, Heinrich, ſoz.⸗pol. Referent, Berlin (Handelsminiſterium). 
Freund, Karl, Heizer, Frankfurt a. M. (Baugewerkſchule) 

Fabian, Karl, Büroangeſtellter, Buer i. Weſtf. (Bergrevieramt). 
Seegen, Paul, Gewerbekontrolleur, Kiel (Gewerbeaufſichtsamt). 
Finke, Paul, Eichgehilfe, Breslau (Eichamt). 

Nenz, Hermann, Angeſtellter, Halle a. S. (Schlichtungsausſchuß). 
Fiſcher, Wilhelm, Schloſſer, Hannover (Eichungsdirektion). 
Müller, Walter, Büroangeſtellter, Elbing (Gewerbeaufſichtsamt). 
Zeßner, Bruno, Eichgehilfe, Berlin (Eichungsdirektion). 
Kellmann, Franz, Büroangeſtellter, Eſſen (Bergrevier Eſſen I). 
Glück, Lambert, Eichamtsgehilfe, Halle a. S. (Eichamt). 

Horn, Wilhelm, Gewerbekontrolleur, Bochum (Gewerbeaufſichtsamt). 
Ohage, Franz, Schloſſer, Magdeburg (Eichamt). 

Michalski, Clemens, Eichgehilfe, Berlin (Eichungsdirektion). 
Bartels, Ernſt, Gewerbekontrolleur, Hannover (Gewerbeaufſichtsamt II). 
Sieber, Willy, Bürogehilfe, Görlitz (Gewerbeaufſichtsamt). 

Bläſe, Guſtav, Gewerbekontrolleur, Bielefeld (Gewerbeaufſichtsamt). 


Vorſchlagsliſte Nr. 4. 
Kennwort: Lifte des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes (chriſtlich⸗national). 


Calaminus, Wilhelm, Büroangeſtellter, Hamm i. Weſtf. (Bergrevier Lünen). 
Michelmann, Max, Gewerbekontrolleur, Köln (Gewerbeaufſichtsamt Köln⸗Nord). 
Klapproth, H., Büroangeſtellter, Hannover (Eichungsdirektion). 

Skora, Viktor, Büroangeſtellter, Gleiwitz (Bergrevier Süd⸗Gleiwitz). 

Steyer, Franz, Büroangeſtellter, Gleiwitz (Bergrevier Nord⸗Gleiwitz). 

Krüger, Kurt, Büroangeſtellter, Deutſch⸗Krone (Gewerbeaufſichtsamt). 
Radwanski, Eduard, Büroangeſtellter, Gleiwitz (Bergrevier Süd⸗Gleiwitzu). 
Peuſchok, Wilhelm, Büroangeſtellter, Beuthen O.⸗S. (Bergrevier Beuthen). 


2. Verkehrs angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 24. Auguſt 1926 Nr. IV 6. 5. 2739, betr. Berechnung der Brücken 
der Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen. 


Bei der Berechnung oder Nachrechnung der Brücken der Kleinbahnen und Privat⸗ 
anſchlußbahnen nach den mit Erlaß vom 26. Januar 1926 — Vb 6. 15. 3989 — ein⸗ 
geführten Vorſchriften für die eiſernen Eiſenbahnbrücken iſt wie folgt zu verfahren: 


A. Vorhandene Brücken: 

1. Die Nachrechnung der Brücken der vollſpurigen Kleinbahnen und Privatanſchluß⸗ 
bahnen hat, ſoweit ein Übergang von Fahrzeugen der Bahnen des allgemeinen Verkehrs 
(Reichsbahn und Privateiſenbahnen) ſtattfindet, nach einem Laſtenzug zu erfolgen, der aus 
einer ſchwerſten zurzeit auf der betreffenden Bahn verkehrenden Lokomotive und aus 
einſeitig angehängten Güterwagen von den in der Abbildung 1 angegebenen Werten 
beſteht. Soweit die baldige Einführung ſchwerer typiſierter Lokomotiven in Ausſicht ſteht, 
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ift bis auf weiteres die Nachrechnung nach einem Laſtenzuge vorzunehmen, der aus einer 
Lokomotive von den in der Abbildung 2 dargeſtellten Achslaſten und Abmeſſungen und 
aus einſeitig angehängten Güterwagen der Abbildung 1 zuſammengeſetzt iſt. 
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Abb. 1. Abb. 2. 


2. Bei der Nachrechnung der Brücken der ſchmalſpurigen Kleinbahnen und Privat 
anſchlußbahnen, auf welche Fahrzeuge der Bahnen des allgemeinen Verkehrs mittels Roll⸗ 
böcken oder Rollwagen übergehen, iſt ein Laſtenzug zugrunde zu legen, der aus der ſchwerſten 
auf der Strecke verkehrenden Lokomotive und einſeitig angehängten Güterwagen der Ab⸗ 
bildung 1 beſteht. Hierbei ſind die Gewichte der Rollböcke und Rollwagen den Güter⸗ 
wagen zuzuſchlagen. 

3. Bei ſchmalſpurigen Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen ohne Rollbock⸗ und Roll⸗ 
wagenbetrieb ſind die Brücken nur nachzurechnen, wenn die Ergebniſſe der Brückenprüfungen 
oder andere beſondere Umſtände es erfordern. In dieſen Fällen iſt die Nachrechnung nach 
den auf der Strecke wirklich verkehrenden Laſten vorzunehmen. 


B. Neue und zu erneuernde Brücken: 

1. Die Brücken der vollſpurigen Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen, auf welche 
Fahrzeuge der Bahnen des allgemeinen Verkehrs übergehen, ſind nach dem vollſtändigen 
Laſtenzug G der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft (vgl. Berechnungsgrundlagen für eiſerne 
Eiſenbahnbrücken (BE) der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft — Ausgabe 1925 — S. 17) 
zu entwerfen Bei Bahnen von geringerer Verkehrs bedeutung behalte ich mir nach Antrag 
durch die zuſtändige eiſenbahntechniſche Aufſichtsbehörde Erleichterungen vor. 

2. Bei den ſchmalſpurigen Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen, auf welche Fahr⸗ 
zeuge der Bahnen des allgemeinen Verkehrs mittels Rollböcken oder Rollwagen übergehen, 
iſt für die Berechnung der Brücken ein Laſtenzug wie bei A, 2 zugrunde zu legen. 

3. Die Berechnung der Brücken der ſchmalſpurigen Kleinbahnen und Privatanſchluß⸗ 
bahnen ohne Rollbock⸗ oder Rollwagenbetrieb iſt nach den auf der Bahn vorkommenden 
größten Verkehrslaſten vorzunehmen. 


C. Bemerkungen: 

Als Stoßziffern ſind bis auf weiteres die in den vorerwähnten Berechnungsgrund⸗ 
lagen für eiſerne Eiſenbahnbrücken auf Seite 18 feſtgeſetzten Zahlenwerte einzuſetzen. Die 
Schweißung der Schienenſtöße auf Brücken und die Anwendung der dafür vorgeſehenen 
ermäßigten Stoßziffern iſt zu empfehlen. Außerdem wird auf die für das Nachrechnen 
vorhandener Brücken gegebenen erleichternden Beſtimmungen auf Seite 50ff. der vorgenannten 
Berechnungsgrundlagen hingewieſen. 

Bei Gleiserneuerungen und Neubauten iſt eine Oberbauform zu verwenden, welche den 
Beanſpruchungen der auf der Strecke befindlichen Brücken entſpricht. 

Ich erſuche, die Verwaltungen der Kleinbahnen und die Anſchlußinhaber im vorſtehenden 
Sinne zu verſtändigen und die hiernach vorzunehmenden Nachrechnungsarbeiten zu über⸗ 
wachen. Über das Ergebnis erſuche ich bis ſpäteſtens zum 31. Dezember 1927 zu berichten. 


I e e 
e ee Reichsbahndirektionen — Kleinbahnaufſicht und Privatbahnaufſicht — in Preußen⸗ 
Heſſen, 
ſowie nachrichtlich 
an die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den. 
Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 


—— — ͤ GwGb —— 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. W., K. u. V. vom 16. April 1926, Nr. U III A, Nr. 448 M. f. W., betr. ein Über⸗ 
einkommen wegen gegenſeitiger Anerkennung der Befähigungszeugniſſe für Lehrerinnen 
der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 


Mit dem Oldenburgiſchen Miniſterium der Kirchen und Schulen habe ich im Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe ein Übereinkommen wegen 
gegenſeitiger Anerkennung der Befähigungszeugniſſe für Lehrerinnen der weiblichen Hand⸗ 
arbeiten und der Hauswirtſchaftskunde getroffen. Das Übereinkommen erſtreckt ſich auf die 
Zeugniſſe, die in Oldenburg auf Grund der Prüfungsordnungen für Lehrerinnen der Haus⸗ 
wirtſchaftskunde und der weiblichen Handarbeiten vom 18. Dezember 1924 an dem ſtädtiſchen 
Seminar für Hauswirtſchafts⸗ und Handarbeitslehrerinnen in Oldenburg und die in Preußen 
auf Grund der Prüfungsordnungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der 
Haus wirtſchaftskunde vom 10. Mai 1908 erworben ſind. 


J. A.: Kaeſtner. 


An die Provinzialſchulkollegien und die Regierungen. 


Erl. d. M. f. 5. vom 17. Auguſt 1926 Nr. IV 13085, betr. Lehrgänge „Schule und 
Berufsberatung“. 


In der Anlage überſende ich einen von dem Herrn Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung und mir gemeinſam herausgegebenen Erlaß zur gefälligen Kenntnis⸗ 
nahme. Ich erſuche Sie, zu veranlaſſen, daß ſich die öffentlichen Berufsämter an dieſen 
Lehrgängen, auf deren wirkſame Durchführung ich Wert lege, tatkräftig beteiligen und 
gegebenenfalls geeignete Dozenten zur Verfügung ſtellen. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An alle Herren Oberpräſidenten. 


Anlage 1. 


en ee RE Berlin W 8, den 7. Juli 1926. 


Im Verfolg der bisherigen Tätigkeit ſeiner Auskunftsſtelle für Berufsberatung beab⸗ 
ſichtigt das Zentralinſtitut für Erziehung und Unterricht die Vermittelungsarbeit zwiſchen 
Schule und Berufsberatung auf möglichſt breiter Grundlage weiter zu führen und dieſe 
Tätigkeit auch auf die Provinzen auszudehnen. 

Die Durchführung ſoll mit Hilfe von zwei⸗ bis dreitägigen Lehrgängen unter der 
Bezeichnung „Schule und Berufsberatung“ planmäßig in den verſchiedenen Provinzen in 
Angriff genommen werden, und zwar zunächſt am Sitze der Regierungen und ſpäter auch 
an anderen geeigneten Orten. Der Plan der Lehrgänge ſoll in den Grundzügen dem als 
Anlage beigefügten Entwurf entſprechen, darüber hinaus aber ſich den örtlichen Bedürf⸗ 
niſſen anpaſſen. 

Als Vortragende ſollen möglichſt auch örtliche Vertreter der Lehrerſchaft der ver⸗ 
ſchiedenen Schulgattungen hinzugezogen werden. Um das Zuſammenwirken zwiſchen der 
Lehrerſchaft aller Schulgattungen und den Vertretern der öffentlichen Berufsberatung mög⸗ 
lichſt anzuregen und zu erleichtern, ſollen die Lehrgänge gegebenenfalls in enger Fühlungs⸗ 
nahme mit den Stellen der öffentlichen Berufsberatung, wenn möglich unter Mitwirkung 
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ihrer örttlichen Vertreter, durchgeführt werden. Bei der hohen Bedeutung dieſer Veran⸗ 
ſtaltungen erſuchen wir die Herren Regierungspräſidenten, die Regierungen und Provinzial⸗ 
ſchulkollegien, die Schulaufſichtsbeamten und die Lehrerſchaft empfehlend auf dieſe Lehr⸗ 
gänge und ihren Beſuch hinzuweiſen. 

Zugleich im Namen des Miniſters für Handel und Gewerbe. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
J. A.: (Unterſchrift.) 


An die Herren Regierungspräſidenten uſw. 


Anlage 2. 


Plan 


der Lehrgänge „Schule und Berufsberatung“ in den Provinzen. 


Hauptthemen: 
1. Notwendigkeit und Aufgabe der öffentlichen Berufsberatung. 
2. Organiſation der öffentlichen Berufsberatung. 
3. Die Mitwirkung der Schule, 
a) ihre Möglichkeiten und Grenzen, 
b) ihre beſondere Geſtaltung für die verſchiedenen Schulgattungen. 
4. Pſychologiſche Beobachtungen in den Schulen. 
5. Die Begutachtung durch den Schularzt. 
Sonderfragen: 
z. B.: die Beratung und Betreuung der Berufsſchwachen und Erwerbsbeſchränkten; 
das Arbeitsrecht des Jugendlichen. 


Neue Formen der Berufsausbildung uſw. könnten nur in einzelnen Fällen berück⸗ 
ſichtigt werden. 


Earl Heymanns Verlag in Berlin WE. 
Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin WB. 


